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Beschluss:

1. Von dem Konzept des Stadtteilmanagements Freiham vor Ort wird Kenntnis 

genommen. 

 

2. Der Vertrag zum Stadtteilmanagement Freiham vor Ort (In-House-Vergabe) 

mit der Münchner Gesellschaft für Stadterneuerung mbH (MGS), der 

ursprünglich für die Dauer von 4 Jahren (2019 – 2022) geschlossen wurde, 

wird bis Ende 2026 verlängert. Die Finanzierung erfolgt aus der 

Beschlussvorlage „Siedlungsschwerpunkt Freiham“ vom 24.10.2018 

(Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 12639). Das Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung wird beauftragt, die befristet erforderlichen Haushaltsmittel für 

2023 in Höhe von 250.000 € umzuschichten und in Höhe von 85.937 € im 

Rahmen der Nachtragshaushaltsplanung, für 2024 in Höhe von 280.126 €, für 

2025 in Höhe von 248.353 € und für 2026 in Höhe von 253.589 € im Rahmen 

der jeweiligen Haushaltsplanaufstellungen anzumelden und die investiven 

Restmittel auf der Finanzposition 6130.935.7500.9 in Höhe von 237.400 € 

einziehen zu lassen. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird 

beauftragt, den diesbezüglich erforderlichen Vertrag mit der MGS 

entsprechend dem Sachvortrag zu verhandeln und abzuschließen und, sofern 

notwendig, zu ändern, zu ergänzen oder aufzuheben.

 

3. Das Mobilitätsreferat wird gebeten, die Mittel in 2023 aus der 

Beschlussvorlage „Grundsatzbeschluss II – Klimaneutrales München, 

(Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 05040 vom 07.12.2021) in Höhe von 80.000 € 

(konsumtiv - auf dem Innenauftrag 638050402) und 20.000 Euro (investiv – 

auf der Finanzposition 6141.985.7680.1) im Nachtrag 2023 zu reduzieren.

 

4. Der Antrag Nr. 20-26/B 04440 des Bezirksausschusses des Stadtbezirkes 22 

– Aubing-Lochhausen-Langwied vom 14.09.2022 ist damit gemäß Art. 60 Abs. 
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4 Gemeindeordnung behandelt.

 

5. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Über den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des 

Stadtrates endgültig entschieden. 


